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21.7. 26 Verordnung zur Ausführung des § 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 bei den dem Miniſter für 
Handel und Gewerbe unterſtellten Behörden, Schüle id eff 


(Ar. 13121.) Geſetz, betreffend die Abänderung der Schulordnung für die Elementarſchulen der Provinz 
Preußen, vom 11. Dezember 1845 (Geſetzſamml. 1846 S. 1). Vom 21, Juli 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 


Die §§ 1 bis 3 der Schulordnung für die Elementarſchulen der Provinz Preußen vom 
11. Dezember 1845 werden wie folgt abgeändert: 


8 IE 
Die Schulpflicht beginnt mit dem 1. April des Kalenderjahres für alle Kinder, die bis zum 
30. Juni deſſelben Jahres das ſechſte Lebensjahr vollenden. Kinder, die in der Zeit vom 1. Juli 
bis zum 30. September ſechs Jahre alt werden, können auf Antrag der Erziehungsberechtigten 


an dem oben bezeichneten Tage in die Schule aufgenommen werden, wenn fie die für den Schul- 
d 9 9 0 ) 


beſuch erforderliche körperliche und geiſtige Reife beſitzen. 5 
Vorzeitig in die Schule aufgenommene Kinder werden mit der Aufnahme ſchulpflichtig. 
Körperlich oder geiſtig nicht genügend entwickelte ſchulpflichtige Kinder können auf angemeſſene 
Zeit vom Schulbeſuch zurückgeſtellt werden. 
i § 2. 
Die Schulpflicht eines Kindes endet nach Ablauf einer achtjährigen Schulpflichtzeit an dem 
amtlich feſtgeſetzten Schulentlaſſungstage mit Schluß des Schuljahres. 
Der Schulrat kann nach vorherigem Benehmen mit dem Lehrer 
1. das Ende der Schulpflicht für Kinder, die am Schulentlaſſungstage das Ziel der 
öffentlichen Volksſchule noch nicht erreicht haben, bis zur Dauer eines weiteren Jahres 
hinausſchieben, 
2. eine vorzeitige Entlaſſung eines Kindes aus der Schule genehmigen. 
Die vorzeitige Entlaſſung darf nur erfolgen bei beſonders ſchwierigen häuslichen oder wirt 
ſchaftlichen Verhältniſſen und nur, wenn das Kind die Schule mindeſtens ſieben Jahre regelmäßig 
beſucht und ein Jahr der Oberſtufe angehört hat. Das entlaſſene Kind iſt nicht mehr ſchulpflichtig. 


§ 2a. 

Die Schulpflicht eines Kindes ruht nach dem Beſuch der Grundſchule, ſolange für ſeinen 
Unterricht anderweit in ausreichender Weiſe geſorgt iſt. Über die Erfüllung dieſer Vorausſetzung 
entſcheidet die Schulaufſichtsbehörde. 

$ 3. 

Für die Beurlaubung vom Schulbeſuch gelten die allgemeinen Beſtimmungen des Miniſters 

für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 6. Auguſt 1926.) 
Geſetzſammlung 1926. (Nr. 13121—13123.) 
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Artikel II. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch für die früher zur Provinz Poſen gehörigen 
Teile der Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen. Die bisher geltenden Vorſchriften des Allgemeinen 
Landrechts Teil II Tit. 12 88 43 bis 46 treten für die bezeichneten Teile der Provinz Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen außer Kraft. 

Ar kikel EI 

Der Minifter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung wird mit der Ausführung dieſes 
Geſetzes beauftragt. 

d 8 Artikel IV. 

Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtag beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 21. Juli 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Becker. 


(Nr. 13122.) Verordnung zur Ergänzung der Verordnung über die Errichtung eines Landesveterinäramts 
und eines Ständigen Beirats für das Veterinärweſen. Vom 2. Juli 1926. 


9 9 § 2 der Verordnung über die Errichtung eines Landesveterinäramts und eines Ständigen Beirats für 
das Veterinärweſen vom 13. Mai 1910 (Geſetzſamml. S. 65) erhält folgenden neuen Ab. 3: N 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten kann verdiente langjährige Mitglieder 
des Landesveterinäramts nach ihrem Ausſcheiden aus dieſer Stellung zu Ehrenmitgliedern des Landes- 
veterinäramts ernennen. Die Ehrenmitglieder haben Sitz und Stimme im Landesveterinäramt, 


Der bisherige Abſ. 3 des § 2 wird Abſ. 4. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 2. Juli 1926. 


Siegel Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. 


(Nr. 13123.) Verordnung zur Ausführung des § 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 bei 
den dem Miniſter für Handel und Gewerbe unterſtellten Behörden, Schulen und Anſtalten. 
Vom 21. Juli 1926. 


Auf Grund des 8 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 147) wird nach Verhand- 
lung mit den beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer folgendes verordnet: 


1. Allgemeine Veſtimmungen. 
Sal 
Die dem Minifter für Handel und Gewerbe unterftellten, im § 2 dieſer Verordnung bezeichneten Zweige 


der Staatsverwaltung werden zur Bildung von Einzelbetriebsvertretungen und eines Hauptbetriebsrats 
zuſammengefaßt. 


4 


55 

Als Betriebe im Sinne des Betriebsrätegeſetzes und dieſer Verordnung gelten das Miniſterium für Handel 
und Gewerbe, die Oberbergämter, die Bergreviere, die Geologifche Landesanſtalt in Berlin, die Bergakademie 
in Clausthal, die Bergwerksdirektion Saarbrücken — Abwickelungsſtelle — in Bonn, die Beſchußanſtalten, die 
Eichungsdirektionen, die Eichämter, die Gewerbeaufſichtsämter, die Schlichtungsausſchüſſe, die Staatlichen Gr 
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werbelehrerſeminare in Berlin und Köln, die Staatlichen Handels, und Gewerbeſchulen für Mädchen in 
Potsdam und Rheydt, die Staatliche Haushaltungs⸗ und Gewerbeſchule in Flensburg, die Arbeitsvermittelungs⸗ 
ſtelle für die Schleſiſchen Stickſchulen in Berlin, die Schleſiſchen Stickſchulen in Reinerz, Lewin, Habelſchwerdt, 
Neurode, Mittelwalde und Wünſchelburg, die Kunſtgewerbeſchulen in Caſſel, Hanau und Köni sberg i. Pr., die 
Keramiſchen Fachſchulen in Bunzlau und Höhr, die Staatlichen Baugewerksſchulen in Königsberg i. Pr., 
Dt. Krone, Frankfurt a. O., Neukölln, Stettin, Breslau / Görlitz, Beuthen OS., Erfurt, Magdeburg, Eckern 
förde, Nienburg, Buxtehude, Hildesheim, Höxter, Münſter i. W., Idſtein, Caffel, Frankfurt a. M., Köln, 
Barmen, Aachen und Eſſen, die Staatliche Tiefbauſchule in Rendsburg, die Vereinigken Maſchinenbauſchulen 
in Magdeburg, Altona, Dortmund, Elberfeld, Köln, Frankfurt a. M., die Höheren Maſchinenbauſchulen in 
Stettin, Breslau, Hagen i. W. und Aachen, die Höhere Schiffs. und Maſchinenbauſchule in Kiel, die Maſchinen⸗ 
bau- und Hüttenſchulen in Gleiwitz und Duisburg, die me in Görlitz und Eſſen, die Fach- 
ſchule für die Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie in Siegen, die Fachſchulen für die Kleineiſen⸗ und Stahlwareninduſtrie 
in Schmalkalden und Remſcheid, die Fachſchule für die Metallinduſtrie in Iſerlohn, die Schiffsingenieur⸗ und 
Seemaſchiniſtenſchulen in Stettin und Flensburg, die Fachſchule für Seemaſchiniſten in Weſermünde, die 
Staatlichen Seefahrtſchulen in Altona, Flensburg, Lehr, Stettin, Weſermünde, die Wirtſchaftsſchulen in 
Berlin und Düſſeldorf, die Muſterungsbehörden, die Seeämter, die Hafenpolizeibehörden, die Schiffsver⸗ 
meſſungs⸗ und Schiffseichungsbehörden. 
$ 3. 


Die Rechte und Pflichten des Staates als Arbeitgeber übt der Vorſtand der Behörde aus. Er iſt 
befugt, Beamte der Behörde als beſondere Vertreter zu beſtellen. 


84. 
Arbeitnehmer im Sinne des Betriebsrätegeſetzes find Arbeiter und Angeſtellte, die bei einem der im 82 
bezeichneten Zweige der Staatsverwaltung beſchäftigt ſind. f 


II. Aufbau der Vetriebs vertretungen. 
= 8 5. 

Bei jeder Behörde, Schule oder Anftalt ($ 2), die die im Betriebsrätegeſetz vorgeſehene Mindeſtzahl von 
Arbeitnehmern beſchäftigt, wird unbeſchadet des § 51 B. R. G. eine Betriebsvertretung. (Betriebsrat, Betriebs- 
obmann) gebildet. i 

Iſt nach der Zahl der Arbeitnehmer bei einer Behörde, Schule oder Anſtalt eine Betriebsvertretung 
nicht zu bilden, ſo kann der Miniſter für Handel und Gewerbe nach Vollziehung der erſten Wahl des Haupt⸗ 
betriebsrats, nach Benehmen mit dieſem, beſtimmen, daß bei allen Behörden, Schulen oder Anſtalten, die an 
demſelben Orte ihren Sitz haben, oder bei einem Teile von ihnen eine gemeinſame Betriebsvertretung ge- 
bildet wird. 

86. 

Zur Vertretung aller im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums für Handel und Gewerbe be 

ſchäftigten Arbeitnehmer wird beim Miniſterium für Handel und Gewerbe ein Hauptbetriebsrat gebildet. 


III. Zuſammenſetzung. 
87. 
Die Zuſammenſetzung der Einzelbetriebsvertretungen beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des Betriebs- 
rätegeſetzes. 
88. 


Der Hauptbetriebsrat beſteht aus fünf Mitgliedern. 
89. 
; Befinden ſich unter den Arbeitnehmern ſowohl Arbeiter wie Angeftellte, fo muß jede Gruppe mindeſtens 
einen Vertreter im Hauptbetriebsrate haben. 
8 10. 
„Baur Führung der laufenden Geſchäfte wählt der Hauptbetriebsrat aus feiner Mitte einen geſchäfts⸗ 
führenden Ausſchuß von zwei Mitgliedern, deren Beſchäftigungsort möglichſt Berlin fein ſoll. 
> 811. 
„Bei der Zuſammenſetzung der Betriebsvertretungen ſollen die verſchiedenen Berufsgruppen der be- 
ſchäftigten männlichen und weiblichen Arbeitnehmer nach Möglichkeit berückſichtigt werden. 


IV. Wahl. 


>. 
Die Wahl zu den Einzelbetriebsvertretungen beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des Betriebsrätegeſetzes. 


= 


$ 13, 

Zur Wahl des Hauptbetriebsrats bilden alle Arbeitnehmer im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums 
für Handel und Gewerbe ($ 2) einen Wahlkörper. Sie wählen die Mitglieder des Hauptbetriebsrats aus 
ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. & 

Die Wahl der Mitglieder des Hauptbetriebsrats findet in demſelben Wahlgange mit der Wahl zu den 
Einzelbetriebsvertretungen ſtatt. 

Wiederwahl iſt zuläſſig. 

§ 14. 

Die Leitung der Wahl des Hauptbetriebsrats liegt in der Hand eines vom Hauptbetriebsrate zu wählenden, 
aus drei wahlberechtigten Arbeitnehmern beſtehenden Wahlvorſtandes. Der Wahlvorſtand beſtimmt ſeinen 
Vorſitzenden ſelbſt und führt die Wahl nach der Wahlordnung (Anhang 1 zum Betriebsrätegeſetze) durch. 

Die Leitung der erſten Wahl nach Inkrafttreten dieſer Verordnung liegt in der Hand eines vom 
Miniſter für Handel und Gewerbe zu berufenden Wahlvorſtandes, der aus drei von den bei den Verhandlungen 
über dieſe Verordnung beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen vorzuſchlagenden Arbeitnehmern beſteht. 
Das gleiche gilt im Falle des § 23 Abf. 2 des Betriebsrätegeſetzes. 


815. 
Der Wahlvorſtand hat die Mitglieder des Hauptbetriebsrats ſpäteſtens eine Woche nach ihrer Wahl zur 
Vornahme der nach § 26 des Betriebsrätegeſetzes erforderlichen Wahl zuſammenzuberufen. 


$ 16. 
Die Wahlzeit aller Betriebsvertretungen beträgt ein Jahr. Sie beginnt mit dem 1. April eines Jahres 
und endet mit dem 31. März des nächſten Jahres. 
Iſt während der Wahlzeit zu einer Neuwahl zu ſchreiten, fo findet dieſe für den Reſt der Wahlzeit ftatt. 
Nach Ablauf der Wahlzeit bleiben die Mitglieder der Betriebsvertretungen noch bis zum Zuſammentritte 
der neugewählten Betriebsvertretungen im Amte. 


V. Zuftändigkeit. 
8 17. 


Die Einzelbetriebsvertretung iſt zuſtändig für Angelegenheiten, die aus dem örtlichen Arbeitsverhältnis 
entſpringen und nicht über den Bereich der Betriebsvertretung hinaus von Bedeutung ſind. 


§ 18. = 

Der Hauptbetriebsrat ift zuſtändig für Angelegenheiten, die über den Bereich der Einzelbetriebs vertretung 
hinaus von Bedeutung ſind, ſowie für ſolche, die von allgemeiner oder grundſätzlicher Bedeutung ſind. 

Er iſt ferner zuſtändig für Angelegenheiten, die ihm vom Miniſter für Handel und Gewerbe zur 


Behandlung überwieſen werden. 
§ 19. 


Ob eine Angelegenheit über den Bereich einer Einzelbetriebsvertretung hinaus von Bedeutung iſt, 
eutſcheidet im Streitfalle der Minifter für Handel und Gewerbe nach Benehmen mit dem Hauptbetriebsrate. 


VI. Schlußbeſtimmungen. 
8 20. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe wird ermächtigt, nach Verhandlung mit den beteiligten wirt⸗ 
ſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung zu erlaſſen. 


§ 21. 
Aber die Dauer der erſten Mahlzeit kann der Miniſter für Handel und Gewerbe vom $ 16 Abſ. 1 
abweichende Beſtimmungen treffen. s 
Er kann zugleich die laufende Wahlzeit der beim Inkrafttreten dieſer Verordnung bereits beſtehenden 
Betriebsvertretungen ändern. 
8 22. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 21, Juli 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſter für Handel und Gewerbe: 
Braun. 5 Höpker Aſchoff. 


(Siegel.) 
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